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Regelungsoptionen des Gesetzgebers nach dem 
Urteil des BVerfG zu § 217 StGB 

Kira Zobott 

„Aus der Verfassungswidrigkeit des § 217 StGB folgt nicht, dass der Gesetzgeber 
sich einer Regulierung der Suizidhilfe vollständig zu enthalten hat.“1 Nach dem Ur-
teil des BVerfG zu § 217 StGB ist der rechtliche Umgang mit dem assistierten Suizid 
erneut in den Fokus der rechtswissenschaftlichen und politischen Debatte gerückt. 
Wie bereits 2015 steht der Gesetzgeber nun erneut vor der Aufgabe, angesichts des 
Phänomens organisierter Suizidhilfe ein Regelungskonzept zu entwerfen, das das 
Selbstbestimmungsrecht (vgl. Art. 2 I, 1 I GG) des Suizidwilligen auf der einen und 
die aus Art. 1 I 2, Art. 2 II 1 GG resultierende staatliche Schutzpflicht auf der an-
deren Seite in Einklang bringt. Dabei gilt es im Wesentlichen drei Kernfragen zu 
klären, die letztlich in engem Zusammenhang miteinander stehen: In die Hände 
welcher Akteure sollen die Suizidhilfe aber auch der Selbstbestimmungsschutz in 
Zukunft gelegt werden? Wie ist ein mögliches Verfahren, insbesondere in Hinblick 
auf staatliche Kontrollmöglichkeiten auszugestalten? Und inwiefern wäre eine straf-
rechtliche Regelung sinnvoll? 

 
1 BVerfG, Urteil vom 26.2.2020 – 2 BvR 2347/15, 651/16, 1261/16, 1593/16, 2354/16, 2527/16, 
Rn. 338 – NJW 2020, 905 (920). 
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1 Mögliche Regelungsoptionen 

1.1 Beteiligte 

a) Ärzte in der Suizidassistenz 

Für die ärztliche Suizidassistenz wird neben der mehrheitlichen Befürwortung in 
der Gesellschaft2 vor allem die fachliche Kompetenz der Ärzte3 sowie die suizid-
präventive Wirkung einer professionellen medizinischen Beratung4 angeführt. Ab-
gesehen davon bestünden andernfalls Wertungswidersprüche zu den zulässigen 
Formen des Behandlungsabbruchs und der indirekten Sterbehilfe.5 Kritiker hinge-
gen befürchten einen Dammbruch gegen das Leben6 sowie einen Vertrauensverlust 
in die Ärzteschaft7 und sie bemängeln die Unvereinbarkeit der Suizidhilfe mit dem 
ärztlichen Berufsrecht und -ethos.8 Aufgrund der fehlenden individuellen Bereit-
schaft der Ärzte bestünde darüber hinaus kein ausreichender Zugang zu professio-
neller Hilfe, ließe man nur die ärztliche Suizidassistenz zu.  

b) Sterbehilfeorganisationen/„Sterbehelfer“ 

Andere Ansätze sehen daher die Beteiligung von Sterbehilfevereinen vor (Sterbe-
hilfeorganisationen/„Sterbehelfer“).9 Deren Angebot sei nicht auf die Suizidhilfe 
beschränkt und entfalte sogar suizidpräventive Wirkung. Insgesamt verfolgten seri-
öse Anbieter einen gesellschaftlich wertvollen Zweck, indem sie die Betroffenen 
„aus ihrer Isolation“10 zu holen versuchten. 

Opponenten warnen jedoch vor einer Normalisierung der Suizidhilfe und dem 
damit verbundenen gesellschaftlichen Druck auf alte bzw. kranke Menschen.11 
Ebenso wird eine interessengeleiteten Beeinflussung der Betroffenen befürchtet. 
Ein Eigeninteresse der Vereine müsse nämlich nicht immer finanzieller Natur sein, 
sondern könne sich auch auf die bloße Fortsetzung der Tätigkeit richten.12 Zudem 
werden die Seriosität und „Qualität“ derartiger Angebote bezweifelt und die 

 
2 BT-Drs. 18/5374, S. 8. 
3 Borasio/Jox/Taupitz/Wiesing, Selbstbestimmung im Sterben, S. 63. 
4 BT-Drs.18/5374, S. 8. 
5 Roxin, NStZ 2016, 185–192 (189). 
6 Vgl. Oduncu, MedR 8/2005, 437–445 (437, 443 f.). 
7 Sprung et al., Journal of Palliative Care 2018, Vol. XX(X), 1–7 (4). 
8 Christdemokraten für das Leben, ZfL 2012, 47–51 (49). 
9 BT-Drs. 18/5375, S. 4. 
10 Saliger, ZRP 2008, 199. 
11 BT-Drs. 18/5373, S. 1 f.; Wiesing, Forum 29. 11. 2019, https://magazin-forum.de/de/node/17225 
12 Wiesing, Forum 29. 11. 2019, https://magazin-forum.de/de/node/17225. 
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Verfahren für anonym13, intransparent14 sowie besonders irrtums- und miss-
brauchsanfällig gehalten.15  

c) Zentren und Ethikkommissionen 

Für die Einrichtung von Stellen, ähnlich denen in § 3a ESchG, wird zunächst die 
sachliche Kompetenz angeführt. Ein Begutachtergremium, zusammengesetzt aus 
sachkundigen Vertretern unterschiedlicher Fachrichtungen, könne die Freiverant-
wortlichkeit des Sterbewilligen am besten beurteilen. Zudem bestünde die Möglich-
keit, die ärztliche Fachkunde zu nutzen, gleichzeitig aber einer „Kontaminierung 
des Arztberufes“16 vorzubeugen und so auch den befürchteten Vertrauensverlust17 
in die Ärzteschaft zu verhindern.18 Bemängelt werden könnte hier jedoch, dass das 
gesamte, streng institutionalisierte Verfahren in den Händen fremder Personen läge 
und völlig losgelöst von einem vertraulichen Verhältnis zum Suizidhelfer wäre. 

d) Beratungsstellen 

Auch in Beratungsstellen, vergleichbar denen i.S.d. § 219 II StGB i.V.m. §§ 8, 9 SchKG, 
stünde interdisziplinäres Wissen zur Verfügung. Anders als die Ethikkommissionen 
soll i.R.d. Beratungsstellen jedoch neben einer ärztlichen und psychologischen 
Fachkraft nur je nach Sachlage spezifisches Fachpersonal hinzugezogen werden 
können, während bei den Mitarbeiter*innen im Übrigen lediglich „Grundkennt-
nisse“ vorausgesetzt werden.19 Demnach blieben diese Stellen jedenfalls bzgl. fach-
licher Expertise hinter den Ethikkommissionen zurück. Zudem wären die Bera-
tungsstellen gerade nicht berechtigt, die Suizidhilfe bzw. Sterbebegleitung selbst an-
zubieten.20 Hierfür wäre ein externer Arzt zu konsultieren, sodass der Konflikt be-
züglich des ärztlichen Berufsethos nicht vermieden würde.  

 
13 Goll, ZRP 2008, 199. 
14 Duttge, NJW 2016, 120–125 (125). 
15 Vgl. Schliemann, ZRP 2006, 193 f. (194); Christdemokraten für das Leben, ZfL 2012, 47–51 (49). 
16 Duttge, medstra 5/2015, 257 f. ( 258). 
17 S.o. 
18 Vgl. Duttge, MedR 7/2020, 570–572 (572). 
19 HVD, Entwurf SukoG, S. 5; FOCUS Online, FDP-Eckpunkte zu Sterbehilfe- Besonderer Schutz 
bei Sterbewunsch, 01.03.20, https://www.focus.de/finanzen/boerse/wirtschaftsticker/fdp-eck
punkte-zu-sterbehilfe-besonderer-schutz-bei-sterbewunsch_id_11720581.html, (zuletzt abgerufen 
am 01.06.2020). 
20 HVD, Entwurf SukoG, § 3 II Nr. 3. 

https://www.focus.de/finanzen/boerse/wirtschaftsticker/fdp-eckpunkte-zu-sterbehilfe-besonderer-schutz-bei-sterbewunsch_id_11720581.html
https://www.focus.de/finanzen/boerse/wirtschaftsticker/fdp-eckpunkte-zu-sterbehilfe-besonderer-schutz-bei-sterbewunsch_id_11720581.html
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1.2 Verfahren 

1.2.1 Verfahren ohne Beteiligung staatlich anerkannter Stellen 

Eine Option wäre, die Suizidhilfe zwar an die Einhaltung strenger Verfahrensvor-
schriften und Sorgfaltspflichten zu knüpfen, sie aber grundsätzlich in den Händen 
privater Anbieter zu belassen.21 Als Kriterien kommen dabei nur Regelungen im 
Zusammenhang mit der Freiverantwortlichkeit, also die Überprüfung der Einsichts- 
und Urteilsfähigkeit, der Mangelfreiheit des Suizidwillens und der „innere(n) Fes-
tigkeit“22 der Entscheidung, in Betracht. Bisherige Vorschläge forderten hierfür vor 
allem eine ärztliche Aufklärung und Beratung23 sowie die Einhaltung von Doku-
mentationspflichten24 und Wartefristen25. Die Freiverantwortlichkeit und Endgül-
tigkeit des Suizidentschlusses solle zudem nach dem Vier-Augen-Prinzip festgestellt 
werden.26  

Begründet werden diese Ansätze zum einen mit der Höchstpersönlichkeit sol-
cher Entscheidungen.27 Zum anderen sollten die Vorschriften mit Blick auf die be-
sondere Relevanz des Lebens- und Selbstbestimmungsschutzes zwar ausreichende 
Hürden bilden, dabei aber kein „übermäßig bürokratisches Verfahren“28 darstellen, 
das den i.d.R. ohnehin Leidenden noch zusätzlich belasten würde. Auch seien diese 
Regelungen geeignet und ausreichend, die Entstehung des befürchteten gesell-
schaftlichen Druckes auf Ältere oder Kranke zu verhindern, da sie die Suizidhilfe 
nur als eine Art „Notausstieg“29 ausgestalteten.30  

Gegenstimmen halten die bloße gesetzliche Regulierung privater Anbieter je-
doch für nicht ausreichend, da auch dies zumindest eine konkludente Akzeptanz 
ausdrücke.31 Trotz der Schutzregelungen handle es sich letztlich um die Etablierung 
organisierter bzw. ärztlicher Suizidhilfe als normale Behandlungsoption am Lebens-
ende.32 Dass derartige Schutzvorschriften Missbräuche und Verstöße nicht ver-

 
21 Saliger, ZRP 2008, 199. 
22 BGH NJW 2019, 3092–3096, Rn. 21. 
23 BT-Drs. 18/5374, S. 5; Borasio/Jox/Taupitz/Wiesing, Selbstbestimmung im Sterben, S. 22 ff. 
24 BT-Drs. 18/5375, S. 3 f. 
25 Borasio/Jox/Taupitz/Wiesing, Selbstbestimmung im Sterben, S. 22 ff.; BT-Drs. 18/5375, S. 3 f.; 
Lindner, ZRP 2020, 66–69 (68 f.). 
26 Borasio/Jox/Taupitz/Wiesing, Selbstbestimmung im Sterben, S. 22 ff.; BT-Drs. 18/5375, S. 3 f.; BT-
Drs. 18/5374, S. 5 Lindner, ZRP 2020, 66–69 (68 f.). 
27 BT-Drs. 18/5374, S. 5. 
28 BT-Drs. 18/5374, S. 11. 
29 Duttge, ZfL, 51–54 (54). 
30 Merkel, Stellungnahme, S. 4. 
31 Lüttig, ZRP 2008, 57–60 (59); BT-Drs. 18/5373, S. 13. 
32 Deutscher Ethikrat, Ad-hoc-Empfehlung 18.12.2014, S. 3, https://www.ethikrat.org (vgl. Literatur-
verzeichnis), (zuletzt abgerufen am 01.06.2020); BT-Drs. 18/5373, S. 2 f. 
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hindern könnten, zeigten zudem Fälle aus den Niederlanden und Belgien, in denen 
sich ähnliche Regelungen als ineffizient erwiesen hätten.33  

1.2.2 Verfahren mit Beteiligung privater und staatlich anerkannten Stellen  

a) Beratungsmodell  

Im Rahmen eines Beratungsmodells könnte, vergleichbar mit der Schwanger-
schaftskonfliktberatung (vgl. § 219 II StGB i.V.m. dem SchKG), die Zulässigkeit 
der Suizidhilfe an die vorherige Beratung des Sterbewilligen durch eine speziell zu 
diesem Zwecke einzurichtende, behördlich anerkannte Stelle geknüpft werden.34 
Diesen Stellen wäre es jedoch nicht gestattet selbst Suizidhilfe anbieten,35 sodass die 
abschließende Beurteilung sowie die Suizidhilfe selbst in den Händen privater An-
bieter verblieben. Angesichts ihrer Relevanz für den Schutz der Autonomie solle 
die Beratung in die Hände von behördlich anerkannten Stellen gelegt werden, was 
eine umfangreichere Einflussnahme- und Kontrollmöglichkeit staatlicherseits be-
deutet. An die Anerkennung solcher Stellen wären dann hohe Anforderungen zu 
stellen, insbesondere um die interessengeleitete Einflussnahme zu verhindern.36  

Gegen das Konzept wird vorgebracht, die vorherige Beratung sei für den Ster-
bewilligen nicht zumutbar und ein derartig hoher Sicherungsaufwand im Vorfeld 
anders als beim Schwangerschaftsabbruch nicht erforderlich.37 Zudem ist fraglich, 
wie sichergestellt werden soll, dass die Beratungen nicht zu einer „sinnentleerten 
Pflichtübung verkommen wie heute vielerorts die Schwangerschaftskonfliktbera-
tung“.38  

b) Kontrollkommission zur nachträglichen Überprüfung  

Eine weitere Form staatlicher Beteiligung wäre die nachträgliche Überprüfung 
durch regionale Kontrollkommission, z.B. nach niederländischem Vorbild.39 Dort 
überprüfen Gremien, die sich aus Juristen, Ärzten und Ethikern zusammensetzen,40 
nach zwingend vorgeschriebener nachträglicher Meldung der Suizidhilfe die Ein-
haltung der Sorgfaltskriterien.41 Wird dabei ein Pflichtverstoß festgestellt, informiert 

 
33 Sprung et al., Journal of Palliative Care 2018, Vol. XX(X), 1–7 (2); Oduncu, MedR 8/2005, 437–445 
(443 f.). 
34 Vgl. FOCUS Online, FDP-Eckpunkte zu Sterbehilfe- Besonderer Schutz bei Sterbewunsch, 
01.03.20, https://www.focus.de/finanzen/boerse/wirtschaftsticker/fdp-eckpunkte-zu-sterbehilfe-
besonderer-schutz-bei-sterbewunsch_id_11720581.html, (zuletzt abgerufen am 01.06.2020). 
35 HVD, Entwurf SukoG, S. 1 f. 
36 Vgl. HVD, Entwurf SukoG, § 3 II Nr. 3. 
37 Spittler, NJOZ 2020, 545–548 (546). 
38 Duttge, MedR 7/2020, 570–572 (572). 
39 Spittler, NJOZ 2020, 545–548 (546 ff.). 
40 Art. 3 II niederländisches Gesetz über die Kontrolle der Lebensbeendigung auf Verlangen und der 
Hilfe bei der Selbsttötung. 
41 Art. 8 niederländisches Gesetz über die Kontrolle der Lebensbeendigung auf Verlangen und der 
Hilfe bei der Selbsttötung. 

https://www.focus.de/finanzen/boerse/wirtschaftsticker/fdp-eckpunkte-zu-sterbehilfe-besonderer-schutz-bei-sterbewunsch_id_11720581.html
https://www.focus.de/finanzen/boerse/wirtschaftsticker/fdp-eckpunkte-zu-sterbehilfe-besonderer-schutz-bei-sterbewunsch_id_11720581.html
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die Kommission die Generalstaatsanwaltschaft, die ihrerseits ein Ermittlungsver-
fahren einleitet. Begründet wird dieser Vorschlag mit der geringeren Belastung des 
Sterbewilligen im Vergleich zum Beratungsmodell. Zudem bliebe Suizidhilfe so in 
einem „optimal intimen Setting“.42 

Gegen das niederländische Modell wird jedoch angeführt, dass nur ungefähr die 
Hälfte der Fälle dort tatsächlich gemeldet würde.43 Auch sei abgesehen von der Um-
gehungsmöglichkeit durch wahrheitswidrige Angaben in der Todesbescheinigung 
ein behördliches Einschreiten bei nachträglich festgestellten Pflichtverstößen gar 
nicht mehr möglich.44 

1.2.3 Ausschließliche Zuständigkeit staatlich anerkannter Stellen 

Eine andere Option wäre, die Suizidhilfe nach dem Modell PID-Zentren und -
Ethikkommissionen (Präimplantationsdiagnostik, § 3a III ESchG i.V. m. PIDV) 
vollständig zu institutionalisieren45 und sie dem selbstständigen Handlungsbereich 
einzelner privater Organisationen und Ärzte weitestgehend zu entziehen. Entspre-
chend des Verfahrensablaufs vor der PID46 erfolgte dabei zunächst eine ärztliche 
Beratung und Aufklärung in eigens hierfür zugelassenen, regionalen Zentren47. An-
schließend wäre die Zustimmung einer, etwa aus Ethikern, Ärzten, Juristen und 
Psychologen/Psychiatern bestehenden Ethikkommission einzuholen48, die die Frei-
verantwortlichkeit des Suizidentschlusses im konkreten Einzelfall beurteilt. An-
schließend könnte der Sterbewillige durch einen hierfür speziell qualifizierten Arzt 
des Zentrums Suizidhilfe erhalten49. Im Unterschied zum Beratungsmodell erfolg-
ten hier also nicht nur die Beratung, sondern vor allem auch die Beurteilung der 
Freiverantwortlichkeit und die Suizidhilfe selbst durch eine anerkannte Stelle. Be-
gründet wird dieser Verfahrensansatz zum einen mit dem hohen Maß staatlicher 
Kontrolle zum Schutz des Selbstbestimmungsrechts.50 Zum anderen stellte dieses 
einheitliche Verfahren die Gleichbehandlung aller Fälle sicher.51 

Kritisiert werden könnte dagegen, dass es sich um einen für den Sterbewilligen 
relativ aufwändigen, „bürokratischen“ Prozess handele. Zudem ist fraglich, inwie-
weit das „Höchstpersönliche des Sterbens“52 angesichts des weitgehend staatlich 
kontrollierten Verfahrens gewahrt bliebe. 

 
42 Spittler, NJOZ 2020, 545–548 (546). 
43 Boer, MedR 3/2020, 207–211 (210); Sprung et al., Journal of Palliative Care 2018, Vol. XX(X), 1–7 
(2); Oduncu, MedR 8/2005, 437–445 (445). 
44 Oduncu, MedR 8/2005, 437–445 (445). 
45 Duttge, MedR 7/2020, 570–572 (572). 
46 Vgl. Bericht vom 04.11.19, BT- Drs.19/15000, S. 38 ff. 
47 Vgl. entspr. § 3a III Nr. 1 EschG. 
48 Vgl. entspr. § 3a III Nr. 2 EschG. 
49 Vgl. entspr. § 3a III Nr. 2 EschG. 
50 Duttge, MedR 7/2020, 570–572 (572). 
51 Duttge, medstra 5/2015, 257 f. ( 258). 
52 Lüttig, ZRP 2008, 57–60 (59). 
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Vorgeschlagen wird in diesem Zusammenhang auch ein verwaltungsrechtliches 
Zulassungsmodell, das zumindest Komponenten des PID-Modells enthält.53 Da-
nach wäre nur für Organisationen behördliche Zulassung erforderlich.54 Dagegen 
wird zu bedenken gegeben, eine solche Zulassung könne den befürchtete Anschein 
einer „normalen Dienstleistung“ sogar forcieren, da entsprechende Anbieter hier-
durch eine Art staatliches „Gütesiegel“ erhielten.55  

1.3  Notwendigkeit einer strafrechtlichen Regelung 

1.3.1 Verzicht auf eine strafrechtliche Regelung 

Möglich wäre zunächst ein Konzept, das auf die Kriminalisierung organisierter Su-
izidhilfe gänzlich verzichtet. Für diesen Ansatz wird insbesondere der Ultima-Ratio-
Charakter des Strafrechts vorgebracht. Die zivil- oder verwaltungsrechtliche Rege-
lung eines Verfahrens sei nicht nur weniger eingriffsintensiv, sondern zum Schutz 
des Selbstbestimmungsrechts auch wesentlich effektiver als eine paternalistische 
Verbotsnorm. Nach Hintze et al. sei den Organisationen durch eine Regelung der 
ärztlichen Suizidassistenz ohnehin die Grundlage entzogen, sodass sich ein Verbot 
erübrige.56 Kritiker hingegen bezweifeln Letzteres und sehen die Einhaltung des 
Verfahrens nur durch strafrechtliche Sanktionsandrohung gesichert.57 

1.3.2 Strafrechtliches Verbot „besonders gefahrträchtiger Erscheinungsformen“58 

In Betracht kommt auch ein Verbot z.B. der gewerbsmäßigen59 oder erneut der 
geschäftsmäßigen60 Suizidhilfe, etwa ergänzt um einen Ausnahmetatbestand, in den 
Verfahrensregelungen eingebettet werden könnten.61 Begründet werden könnte 
dies erneut mit dem bedeutsamen Schutz des Selbstbestimmungsrechts und des 
Rechts auf Leben, der durch mildere Mittel nicht zu gewährleisten sei.62 Durch die 
Ergänzung der Ausnahmeregelung stünden Betroffenen zudem ausreichend Mög-
lichkeiten einer Suizidassistenz zur Verfügung. Gleichzeitig würde die Einhaltung 
des Verfahrens als Grundlage eines freiverantwortlichen Suizidentschlusses abgesi-
chert.63 

 
53 Lindner, ZRP 2020, 66–69 (68 f.). 
54 Lindner, ZRP 2020, 66–69 (68 f.). 
55 BT-Drs. 18/5373, S. 13. 
56 BT-Drs. 18/5374, S. 9. 
57 Spittler, NJOZ 2020, 545–548 (546); BT-Drs. 18/5373, S. 14 f. 
58 BVerfG, Urteil vom 26.2.2020 – 2 BvR 2347/15 u.a., Rn. 339. 
59 Vgl. BT- Drs. 17/11126. 
60 Vgl. BT-Drs. 18/5373. 
61 Hoven, MedR 10/2018, 741–749 (749); Borasio/Jox/Taupitz/Wiesing, Selbstbestimmung im Sterben, 
S. 22 ff.; Spittler, NJOZ 2020, 545–548 (546); Berghäuser, MedR 3/2020, 207–211 (209); Lindner, ZRP 
2020, 66–69 (68 f.). 
62 Vgl. BT-Drs. 18/5373, S. 12 ff. 
63 Hoven, MedR 10/2018, 741–749 (748 f.). 
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Gegen ein solches Verbot kann jedoch in dogmatischer Hinsicht, wie bereits 
gegen § 217 StGB a. F., der fehlende eigenständige Unrechtsgehalt der gewerbs- 
und geschäftsmäßigen Suizidhilfe angeführt werden.64 Im Falle einer nicht freiver-
antwortlichen Selbsttötung stünden zudem bereits ausreichende Sanktionsmöglich-
keiten65 zur Verfügung.66 Die Verbotsregelung führe darüber hinaus zur Tabuisie-
rung und Stigmatisierung der Suizidhilfe, was eine Suizidprävention erschwere.67 

1.3.3 Strafrechtliche Annexnorm zur Verfahrensabsicherung 

Möglich wäre schließlich die Absicherung der Verfahrens- und Sorgfaltsvorschrif-
ten durch eine strafrechtliche Annexnorm bei ansonsten straffreier Suizidhilfe.68 
Auf diese Weise werde eine Tabuisierung verhindert und stattdessen reflektierte 
Entscheidungen sowie effektive Suizidprävention ermöglicht. Durch die strafrecht-
liche Sanktionsandrohung, insbesondere bei Verstößen gegen Beratungs- und Do-
kumentationspflichten, werde schließlich Missbräuchen entgegengewirkt und die 
Einhaltung des Verfahrens sichergestellt.69 Eingewandt werden könnte jedoch, dass 
der Einsatz des Strafrechts unverhältnismäßig wäre und die Ahndung als Ordnungs-
widrigkeit ausreiche.70 

2 Stellungnahme 

2.1 Beteiligte 

Hinsichtlich der ärztlichen Suizidassistenz fällt insbesondere die mehrheitliche ge-
sellschaftliche Befürwortung auf.71 Vor dem Hintergrund, dass den Befragten neben 
den Organisationen und der Ärzteschaft wohl kaum die Möglichkeit der Einrich-
tung völlig neuer Institutionen und Verfahren vor Augen stand, scheint dieses Er-
gebnis jedoch fragwürdig. Zudem ist die angeführte fachliche Kompetenz kaum 
standardmäßig beim „eigenen“ (Haus-)Arzt zu erwarten. Angesichts des Ärzteman-
gels und der Ökonomisierung des Gesundheitswesens ist auch die Vorstellung eines 
persönlichen Vertrauensarztes unrealistisch. In diesem Zusammenhang überzeugen 
nämlich die Befürchtungen eines Vertrauensverlustes, da durch das Handeln im Zu-
sammenhang mit der Todesbeschleunigung das gesellschaftliche Rollenbild der 
Ärzteschaft verschoben würde. Abgesehen davon ist der Vergleich mit der 

 
64 Hoven, MedR 10/2018, 741–749 (743); Duttge, MedR 7/2020, 570–572 (572); ders., NJW 2016, 
120–125 (122 ff.); Merkel, Stellungnahme, S. 2 ff; Saliger, medstra 3/2015, 132–138 (138). 
65 Vgl.§§ 211 ff. StGB, § 25 I Alt. 2 StGB sowie § 323 c bzw.§§ 211 ff. i.V. m. § 13 StGB. 
66 Hilgendorf, Stellungnahme, S. 5. 
67 BT-Drs. 18/5375, S. 1; Duttge, NJW 2016, 120–125 (124). 
68 BT-Drs. 18/5375, S. 3 ff.; HVD, Entwurf SukoG, S. 9. 
69 BT-Drs. 18/5375, S. 7 f., 13; Spittler, NJOZ 2020, 545–548 (546). 
70 HVD, Entwurf SukoG, S. 9. 
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indirekten Sterbehilfe und dem Behandlungsabbruch unzulänglich, da laut BVerfG 
das Bestehen einer Krankheit bei der Suizidhilfe gerade kein Zulässigkeitskriterium 
sein dürfe. 

Aber auch gegen die privaten Sterbehilfeorganisationen bestehen berechtigte 
Bedenken. Dabei überzeugen insbesondere die Warnungen vor interessengeleiteter 
Beeinflussung. Zudem ließen sich kaum geeignete Kriterien für ein Zulassungsmo-
dell finden. Schließlich ist auffällig, dass die Argumentation der Befürworter vor 
allem auf dem Bedarf an Alternativen fußt, der sich aber durch die Schaffung eines 
„sicheren“ Verfahrens erübrigte.  

Sinnvoll erscheint angesichts dieser Unzulänglichkeiten daher die Einrichtung 
staatlich zugelassener Stellen, die interdisziplinär zu besetzen sind. Aufgrund der 
höher qualifizierten Mitglieder sind die vorgeschlagenen Ethikkommissionen in 
fachlicher Hinsicht den Beratungsstellen vorzuziehen. Überzeugend ist weiterhin 
der Vorteil, dass die ärztliche Beteiligung i.R.d. PID-Modells ohne Kollision mit 
dem Berufsethos möglich wäre.72 

2.2 Verfahren 

Aufgrund der von privaten Anbietern ausgehenden Gefahren für das Selbstbestim-
mungsrecht ist letztendlich die Beteiligung staatlich anerkannter Stellen unumgäng-
lich. Denn solange wesentliche Verfahrensschritte allein privaten Anbietern über-
lassen blieben, wäre eine interessengeleitete Beeinflussung kaum auszuschließen. 

Eine obligatorische vorherige Beratung ist dem Suizidwilligen angesichts der auf 
dem Spiel stehenden Rechtsgüter zwar durchaus zumutbar und keineswegs über-
flüssig.73 Allerdings überzeugen die Bedenken, eine vorgeschriebene Beratung 
würde als bloße „Pflichtübung“74 angesehen, und lassen insbesondere an den sui-
zidpräventiven Erfolgsaussichten zweifeln. Darüber hinaus wären i.R.d. Beratungs-
modells dennoch externe Anbieter heranzuziehen, sodass es im Einzelnen bei den 
dargestellten Problemen bezüglich der Ärzteschaft bzw. privaten Organisationen 
bliebe. Aus diesen Überlegungen ergibt sich zugleich, dass die Einschaltung einer 
Kommission zur bloß nachträglichen Kontrolle erst recht nicht ausreichen kann 
und aufgrund der Umgehungsgefahr sowie der Unmöglichkeit rechtzeitigen staatli-
chen Einschreitens abzulehnen ist.  

Um die interessengeleitete Beeinflussung während des gesamten Verfahrens 
auszuschließen und die Gleichbehandlung aller Fälle sicherzustellen, ist es daher im 
Einzelnen sinnvoll, nicht nur die Beratung, sondern alle wesentlichen Verfahrens-
schritte staatlich anerkannten Stellen nach dem PID-Modell zu übertragen. Dieses 
aufwändig und formal anmutende Verfahren ist zudem am ehesten geeignet, den 
befürchteten Anschein von Normalität zu verhindern und kann darüber hinaus 
durch eine ergänzende Verschreibungsbefugnis der Zentren eine sinnvolle Lösung 

 
72 Duttge, medstra 5/2015, 257 f. ( 258). 
73 A.A: Spittler, NJOZ 2020, 545–548 (546). 
74 Duttge, MedR 7/2020, 570–572 (572). 



198 Kira Zobott 

 

des Konflikts75 um die Freigabe von Natrium-Pentobarbital zum Zwecke des Sui-
zids darstellen. 

2.3 Notwendigkeit einer strafrechtlichen Regelung 

Die Einhaltung des Verfahrens lässt sich am effektivsten durch eine Sanktionsan-
drohung sicherstellen, wobei eine strafrechtliche Regelung angesichts der auf dem 
Spiel stehenden hohen Rechtsgüter verhältnismäßig wäre. Die Normierung des Ver-
fahrens als Ausnahmetatbestand einer strafrechtlichen Verbotsnorm wirkt in die-
sem Zusammenhang zwar einer Normalisierung der Suizidhilfe entgegen, erschwert 
durch deren Tabuisierung aber die Suizidprävention und ist auch wegen der zutref-
fenden dogmatischen Bedenken abzulehnen. Vorzugswürdig ist daher eine spezial-
gesetzliche Verfahrensregelung mit strafrechtlicher Annexnorm, da diese vor Ver-
fahrensverstößen schützt und zugleich eine Tabuisierung vermeidet. 

2.4 Ergebnis 

Im Ergebnis schafft daher ein Spezialgesetz, das das Verfahren in die Hände staat-
lich anerkannter Zentren und Ethikkommissionen nach dem PID-Modell legt und 
mit strafrechtlichen Annexnormen absichert, nach Einschätzung der Verfasserin 
den bestmöglichen Ausgleich zwischen dem Selbstbestimmungsrecht des Einzel-
nen und den staatlichen Schutzpflichten und ist somit für ein zukünftiges Rege-
lungskonzept insgesamt vorzugswürdig. 
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